
Aktenzeichen: 6 AZP 442/83
Bundesarbeitsgericht 6, Senat Urteil vom 8. März 1984

~ 6 AZP 442/83 -
I Arbeitsgericht Urteil vom 22. Februar 1983

Wuppertal - 7 Ca 4990/82 -
II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 24. Juni 1983

Düsseldorf - ° Sa 741/83 -
Für die Amtliche Sammlung: Ja ) mit Ausnahme von 2.a) bis
Für die Fachpresse: Ja ) einschließlich 5.

Fntsche i d ungssti chwort:
Erholungsurlaub und Tarifvertrag

Gesetz: RlJrlG § 13 Abs. 1, 99 1, 3, 4, 8, 5 7 Abs. 4; BGB § 242;
Manteltar i f vertrag für die Arbeitnehmer in der Eisen-, 
Metall-, Elektro- und Zentra1 heizungsindustrie Nordrhein- 
Westfalen vom 30. April 1980 ?■ 10 Nr. 3, § 12

Leitsätze:
1. Durch eine tarifliche Regelung kann der gesetzliche

Urlaubs- und Uriaubsabgeltungsanspruch eines Arbeitneh­
mers, der nach erfüllter Wartezeit in der zweiten Hälfte 
eines Kalenderjahres aus dem Arbeitsverhä1tnis ausschei­
det, nicht ausgeschlossen oder gemindert werden. Auch 
eine Zwölftelung dieses Anspruchs ist nicht wirksam (Ab­
weichung von BAG 17, 107; im Anschluß an die Senats­
entscheid ung vom 1 8 . Juni 1980 - 6 AZR 328/78 - EzA 9 13 
BUrlG Mr. 14).

2 . Der Urla-bsanspruch nach dem Bundesur]aubsgesetz ist 
nicht an Arbeitsleistungen des Arbeitnehmers gebunden.
Er kann durch tarifliche Regelungen nicht von der Er­
bringung von Arbeitsleistungen abhängig gemacht werden.
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6 AZR 442/83 
9 Sa 741/83 Düsseldorf
Verkündet am 
8. März 1984
Stöcker,
Amtsinspektorin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

pp.

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 8. März 1984 durch den Vizepräsi­
denten Prof. Dr. Auffarth, die Richter Dr. Jobs und 
Dr. Leinemann sowie die ehrenamtlichen Richter Mergenthaler 
und Mayer für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 24. Juni 
1983 - 9 Sa 741/83 - teilweise aufgehoben.
Auf die Berufung der Klägerin wird das Urteil des 
Arbeitsgerichts Wuppertal vom 22. Februar 1983
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- 7 Ca H990/82 - teilweise abgeändert und wie 
folgt neu gefaßt.

Die Beklagte wird verurteilt, an die 
Klägerin 1.3^,69 DM nebst H % Zinsen 
seit 18. Dezember 1982 zu zahlen.
Im übrigen wird die Klage abgewiesen.

Im übrigen werden die Revision und die Berufung 
der Klägerin zurückgewiesen.
Die Kosten des Rechtsstreits werden gegeneinan­
der aufgehoben.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Die Klägerin war seit dem Jahre 1955 bei der Beklagten be­
schäftigt. Zuletzt war sie im Angestelltenverhältnis als Mikro- 
verfilmerin mit einem Gehalt von 2.127,-- DM sowie einem tarif­
lichen Urlaubsanspruch von 30 Arbeitstagen im Jahr 1982 tätig. Im 
Jahre 1982 hat die Klägerin bis einschließlich 8. Januar 1982 
gearbeitet. Seit dem 11. Januar 1982 war sie bis zum 22. Okto­
ber 1982 arbeitsunfähig erkrankt. Das Arbeitsverhältnis ist ein­
verständlich zum 31* Oktober 1982 beendet worden. Sie bezieht 
seit dem 1. November 1982 Altersruhepeld.

Auf das ArbeitsVerhältnis war kraft beiderseitiger Tarif­
bindung der Manteltarifvertrag für die Arbeitnehmer in der 
Eisen-, Metall-, Elektro- und Zentralheizungsindustrie Nordrhe 
Westfalen vom 20. April 1980 (MTV) anzuwenden. § 10 Nr. 3 MTV 
lautet:

"3. Im Ein- und Austrittsjahr hat der Arbeitnehmer/
Auszubildende gegen den alten und neuen Arbeitgeber/ Ausbildungsbetrieb auf so viele Zwölftel des ihm zu­
stehenden Urlaubs Anspruch, als er Monate bei ihnen 
gearbeitet hat (Beschäftigungsmonate)/ausgebildet
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wurde (Ausbildungsmonate). Ein angefangener Monat 
wird voll gerechnet, wenn die Beschäftigung/Ausbil- 
dung mindestens zehn Kalendertage bestanden hat.
Für eine Beschäftigung/Ausbildung bis zu zwei Wochen 
besteht kein Urlaubsanspruch.
Dieser Anspruch kann bei Eintritt bis zum 31* Mai 
nach sechsmonatiger Betriebszugehörigkeit, bei Ein­
tritt nach dem 31. Mai ab 1. Dezember geltend ge­
macht werden.”

§ 12 hat folgenden Wortlaut:
”1. Bei der Berechnung der Urlaubsvergütung sind zugrunde 

zu legen
a ) . . .b) bei den Angestellten der regelmäßige Arbeitsver­

dienst (Berechnung s. § 15) und eine zusätzliche 
Urlaubsvergütung, die je Urlaubstag 2,U0 % (50 % von 1/20,83) des regelmäßigen Arbeitsverdienstes 
ausmacht;

c) ... ”

Die Beklagte hat der Klägerin mit der Schlußabrechnung im 
November 1982 jH Arbeitstage als Resturlaub aus dem Jahr 1981 
abgegolten und weitere sechs Arbeitstage aus dem Jahr 1982.

Mit ihrer Klage begehrt die Klägerin 10/12 ihres tariflichen 
Jahresurlaubs für 1982 abzüglich der abgegoltenen Arbeitstage als 
Urlaubsabgeltung. Dies ergibt rechnerisch unstreitig einen An­
spruch von 2.838,72 DM.

Die Klägerin hat beantragt, die Beklagte zu verurteilen, an 
die Klägerin 2.838,72 DM nebst  ̂ % Zinsen seit 18. Dezember 1982 
zu zahlen. Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben die Klage abgewie­
sen. Mit der zugelassenen Revision verfolgt die Klägerin ihren
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Klagantrag weiter. Die Beklagte bittet, die Revision zurückzu­
weisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist in Höhe von 1.31*1* *69 DM begründet. Im üb­
rigen ist sie unbegründet. Das Landesarbeitsgericht hat zu Un­
recht einen Anspruch der Klägerin auf Urlaubsabgeltung für das 
Urlaubsjahr 1982 gegen die Beklagte verneint. Der Klägerin steht 
noch ein Urlaubsabgeltungsanspruch für neun Arbeitstage zu.

1. Das Landesarbeitsgericht (Urteil veröffentlicht in DB 1984, 
251) hat mit seinen ausschließlich auf den Ausschluß des An­
spruchs der Klägerin wegen Rechtsmißbrauchs abstellenden Darle­
gungen übergangen, in welcher Höhe ein Anspruch der Klägerin auf 
Urlaubsabgeltung entstanden ist.

a) Der Urlaubsanspruch der Klägerin ist tariflich in § 10 
Nr. 3 Abs. 1 Satz 1 MTV geregelt. Da die Klägerin mit Ablauf 
des Monats Oktober 1982 aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden 
war, beträgt ihr Urlaubsanspruch nach dem MTV soviele Zwölftel 
des ihr sustehenden Jahresurlaubs als sie volle Monate bei der 
Beklagten gearbeitet hat. Für eine Beschäftigung bis zu zwei 
Wochen besteht nach § 10 Nr. 3 Abs. 1 Satz 2 MTV kein Urlaubs­
anspruch. § 10 Nr. 4 Abs. 2 MTV bleibt hier außer Betracht, 
weil die Klägerin nicht bis zum 31. Januar 1982 gearbeitet hat.

b) Diese Regelungen sind jedenfalls insoweit nichtig, als sie 
den der Klägerin zustehenden gesetzlichen Urlaubsanspruch aus-
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schließen oder mindern (§ 13 Abs. 1 Satz 1 BUrlG).

Der erkennende Senat hat bereits mit Urteil vom 18. Juni 
1980 (- 6 AZR 328/78 EzA § 13 BUrlG Nr. IM) entschieden, daß 
durch eine tarifliche Regelung der gesetzliche Urlaubs- und Ur­
laubsabgeltungsanspruch eines Arbeitnehmers, der nach erfüllter 
Wartezeit in der ersten Hälfte eines Kalenderjahres ausscheidet, 
nicht ausgeschlossen werden kann, weil es sich bei diesem An­
spruch um den gesetzlichen Urlaubsanspruch handelt, der nach § 13 
Abs. 1 Satz 1 BUrlG nicht tarifdispositiv, also unabdingbar ist. 
Nichts anderes trifft für den Urlaubsanspruchs eines in der 
zweiten Kalenderhälfte eines Kalenderjahres ausscheidenden Ar­
beitnehmers zu mit der Maßgabe, daß nach dem Gesetz eine Zwölf- 
telung des Anspruchs entfällt. Dieser Anspruch ist der gesetz­
liche Urlaubsanspruch i.S. von § § 1 , 3  BUrlG. Damit ist auch 
eine tarifliche Regelung über eine Zwölftelung jedenfalls inso­
weit ausgeschlossen als hierdurch der gesetzliche Urlaubsanspruch 
unterschritten wird. Soweit demgegenüber in der Entscheidung BAG 
17, 107 dennoch unter Hinweis auf das "Vorrangprinzip des § 13 
Abs. 1 BUrlG" eine tarifliche Zwölftelung für zulässig erachtet 
worden ist, wird diese Ansicht aufgegeben.

Zu Unrecht hält neuerdings wieder Bachmann (GK-BUrlG,
4. Aufl., § 5 Rz 32 mit Nachweisen) dennoch eine Zwölftelung 
durch Tarifvertrag auch zu Ungunsten der Arbeitnehmer, die in der 
zweiten Kalenderhälfte eines Jahres aus dem Arbeitsverhältnis 
ausscheiden, für zulässig, weil § 4 BUrlG ebenso tarifdispositiv 
sei wie § 5 Abs. 1 Buchst, c BUrlG. Für § 5 Abs. 1 Buchst, c
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BUrlG hat der erkennende Senat bereits das Gegenteil angenommen 
(dem folgt Bachmann, aaO, Rz 29 und 33). Aus der tariflichen Ab­
dingbarkeit von § 4 BUrlG ergibt sich nur, daß die Wartefrist zu 
Beginn des Arbeitsverhältnisses hinausgeschoben werden, nicht 
jedoch, daß der Urlaubsanspruch unabhängig von dem in § 5 Abs. 1 
Buchst, c geregelten Fall (Ausscheiden in der ersten Hälfte 
eines Kalenderjahres) tariflich gezwölftelt werden könnte.

Entsprechend bestehen, soweit der gesetzliche Urlaubsan­
spruch der Klägerin betroffen ist, durchgreifende Bedenken gegen 
die tarifliche Regelung insofern, als dieser Urlaubsanspruch an 
die tatsächliche Arbeitsleistung geknüpft wird. Auch dies führt 
zur Nichtigkeit der Regelung des § 10 Nr. 3 Abs. 1 MTV. Der 
erkennende Senat hat in seiner Entscheidung vom 28. Januar 1982 
(BAG 37, 382) dargelegt, daß der Urlaubsanspruch nach dem BUrlG 
in Entstehung und Bestand nicht von der Erbringung von Arbeits­
leistungen abhängig ist.

Damit ist für den Urlaubsanspruch der Klägerin von der ge­
setzlichen Regelung im Bundesurlaubsgesetz auszugehen. Der Klä­
gerin standen danach für das Kalenderjahr 1982 18 Werktage Urlaub 
zu. Dies entspricht, auf Arbeitstage bezogen, einem Urlaubsan­
spruch von 15 Arbeitstagen.

2. Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts ist die­
ser Anspruch nicht wegen Rechtsmißbrauchs ausgeschlossen. Die 
Erwägungen des Landesarbeitsgerichts stimmen mit der Rechtspre­
chung des erkennenden Senats nicht überein. Sie werden zu Recht
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von der Revision angegriffen.

a) Der erkennende Senat hat mit Urteil vom 28. Januar 19Ö2 
(BAG 37, 382) unter Aufgabe der früheren Rechtsprechung ent­
schieden, daß ein Arbeitnehmer seinen Anspruch auf Erholungsur­
laub nicht dadurch verliert, daß er infolge Krankheit im Ur­
laubsjahr nur eine geringe oder auch gar keine Arbeitsleistung 
erbracht hat. Der Urlaubsanspruch eines Arbeitnehmers ist danach 
nicht wegen Rechtsmißbrauchs ausgeschlossen, wenn dieser allein 
durch langdauernde Krankheit verhindert war zu arbeiten. Maß­
geblich ist nur, daß der Urlaub im Urlaubsjahr bzw. im Übertra­
gungszeitraum genommen werden kann. Die in dieser Entscheidung 
vertretene Grundauffassung hat der Senat inzwischen in weiteren 
Entscheidungen bestätigt (Urteile vom 13. Mai 1982 - 6 AZR 
360/80 -, zur Veröffentlichung bestimmt, DB 1982, 2193, 2470; vom 
26. Mai 1983 - 6 AZR 273/82 - und vom 23. Juni 1983 - 6 AZR 
180/80 -, beide zur Veröffentlichung in der Fachpresse bestimmt).

b) Bereits im Urteil vom 13. Mai 1982 (aaO) hat der erkennende 
Senat darauf hingewiesen, daß der Urlaubsanspruch nach dem Bun­
desurlaubsgesetz ein durch dieses Gesetz bedingter Freistel­
lungsanspruch des Arbeitnehmers gegen den Arbeitgeber von den 
nach dem Arbeitsverhältnis entstehenden Arbeitspflichten ist 
(vgl. ebenso zuletzt die Senatsentscheidung vom 1. Dezember 1983 
- 6 AZR 299/80 -, zur Veröffentlichung bestimmt).

Damit folgt der erkennende Senat nicht der Auffassung, der 
Urlaubsanspruch sei ein Einheitsanspruch, der untrennbar aus den
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Wesenselernenten Freizeitgewährung und Fortzahlung der Vergütung 
für die Urlaubszeit bestehe (vgl. z.B. Dersch/Neumann, BUrlG,
6. Auf1. , § 1 Rz 68, 69; Bleistein, GK-BUrlG, H. Aufl., § 1 
Rz 9, jeweils mit weiteren Nachweisen auf das Schrifttum sowie 
die Rechtsprechung). Diese Ansicht, die an die Formulierung in 
§ 1 BUrlG ("bezahlter Erholungsurlaub") anknüpft, berücksichtigt 
nicht, daß durch diese Vorschrift und auch die übrigen Regelungen 
des BUrlG nicht etwa ein besonderer Urlaubsentgeltanspruch unter 
Wegfall des Arbeitsentgeltanspruchs begründet, sondern sicherge­
stellt wird, daß der dem Arbeitnehmer zustehende Lohnanspruch 
trotz Nichtleistung der Arbeit während der Urlaubszeit unberührt 
bleibt von der Urlaubsgewährung, also der Freistellung von der 
Arbeitspflicht durch den Arbeitgeber. Mit der Annahme des Ein­
heitsanspruchs wird dem Arbeitnehmer damit Urlaubsentgelt zuer­
kannt, das ihm als Arbeitslohn aufgrund seines Arbeitsverhält­
nisses ohnehin zusteht. Daraus folgt, daß die Ansicht, der Ur­
laubsanspruch sei ein Einheitsanspruch mit zwei Wesenselementen, 
rechtlich keinen Inhalt hat, soweit mit dieser Auffassung die 
Pflicht des Arbeitgebers zur Entgeltzahlung während des Urlaubs 
in den Urlaubsanspruch als Element einbezogen wird.

3. Ist damit der Urlaubsanspruch eines Arbeitnehmers nach dem 
Bundesurlaubsgesetz nur darauf gerichtet, die Arbeitsleistungs­
pflicht des Arbeitnehmers für die nach dem Urlaubsanspruch sich 
ergebende Zeitdauer auszuschließen, nicht jedoch die Pflichten 
der Arbeitsvertragsparteien im übrigen zu verändern, wird dadurch 
auch die Zuordnung der Pflicht zur Erteilung von Urlaub im Ver­
hältnis der arbeitsvertraglichen Pflichten zueinander bestimmt:
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Die Pflicht zur Erteilung von Urlaub ist eine Nebenpflicht des 
Arbeitgebers im Arbeitsverhältnis, deren Erfüllung darin besteht, 
eine Hauptpflicht des Arbeitnehmers, dessen Arbeitspflicht, für 
die Urlaubsdauer auszuschließen. Auf das Fortbestehen der Pflicht 
des Arbeitgebers zur Lohnzahlung hat dies keinen Einfluß.

Unter diesen Umständen kommt es für den Urlaubsanspruch 
nicht darauf an, ob ein Arbeitnehmer nach Entstehen des Urlaubs­
anspruchs bis zu dessen Ausübung seiner Arbeitsleistungspflichten 
erfüllt hat, sondern nur darauf, ob Arbeitspflichten durch deren 
Suspendierung beseitigt werden können. Damit besteht entgegen der 
Kritik im Schrifttum (vgl. Buchner, DB 1982, 1823 ff.; Peterek, 
■Anm. zu EzA 5 3 BUrlG Nr. 13; Franke, BB 1983, 1036, 1039; 
Bleistein, aaO, § 1 Rz 129; Stahlhacke, GK-BUrlG, U. Aufl., § 9 
Rz 20; Boldt, Anm. AP Nr. It zu § 7 BUrlG; vgl. andererseits 
Bachmann, GK-BUrlG, 4. Aufl., § 5 Rz 3 m.w.N. urtd vorher 
bereits im Grundsatz Renaud, Die Abgeltung von Urlaubsansprüchen 
nach dem Mindesturlaubsgesetz für Arbeitnehmer, 1972, S. 53, 
anders allerdings in Widerspruch dazu S. 112 ff., 116) kein 
Verhältnis zwischen geleisteter Arbeit und Urlaub, sondern al­
lenfalls zwischen zu leistender Arbeit und Urlaubsanspruch. Auch 
darauf hat der erkennende Senat in seinem Urteil vom 28. Januar 
1982, aaO, hingewiesen, indem er ausgeführt hat, daß der Anspruch 
des Arbeitnehmers auf Urlaubserteilung nicht davon abhängig ist, 
daß dieser zuvor die Freizeit "verdient” hat. Der aufgrund des 
Bundesurlaubsgesetzes zu gewährende Urlaub ist keine Gegenlei­
stung des Arbeitgebers für erbrachte oder noch zu erbringende 
Arbeitsleistungen, sondern eine gesetzlich bedingte Verpflichtung
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des Arbeitgebers aus dem Arbeitsverhältnis, den Arbeitnehmer von 
dessen Verpflichtung zur Arbeitsleistung für die Dauer des Ur­
laubs freizustellen. Damit beruht die Kritik an der Rechtspre­
chung des erkennenden Senats (vgl. Buchner, aaO, 1823, 1826 un­
ter Bezugnahme auf MünchKomm-Roth, § 2U2 BGB Rz 381, 382; ders. 
gern. Anm. zu den Entscheidungen des BAG vom 28. Januar 1982 
- 6 AZR 571/79 - und vom 13- Mai 1982 - 6 AZR 360/80 -, SAE 
1983, 80, 82; ArbG Kassel, DB 1983, 178), die den Ausschluß des 
Urlaubsanspruchs eines Arbeitnehmers an dessen fehlender Ar­
beitsleistung messen will, auf rechtlich unzutreffenden Voraus­
setzungen.

Ein für den Urlaubsanspruch maßgebliches Verhältnis zwischen 
geleisteter Arbeit und Urlaubsbegehren ist auch nicht durch die 
Erwägung herstellbar, der Urlaub nach dem Bundesurlaubsgesetz 
solle zur Erholung von geleisteter Arbeit dienen. Auch eine 
solche Verknüpfung enthält das Bundesurlaubsgesetz nicht (vgl. 
dazu unten 5.). Soweit dennoch für die These, der Urlaub werde 
durch frühere Arbeit verdient, um sich für künftige Arbeit zu 
kräftigen, oder von arbeitsbedingter Erholungsbedürftigkeit unter 
Hinweis auf §§ 1, 8 BUrlG gesprochen wird (vgl. Soergel/ 
Wlotzke-Volze, BGB, 10. Aufl., § 611 Rz 176; außerdem ArbG 
Kassel, DB 1983, 178; ArbG Reutlingen, BB 1984, 3^1), ergibt sich 
nichts anderes. Beide Bestimmungen erfordern nicht, daß ein Ar­
beitnehmer vor Erfüllung des Urlaubsanspruchs aufgrund des Ar­
beitsverhältnisses Arbeitsleistungen erbracht hat.

M.a) Diesen Zusammenhang hat das Landesarbeitsgericht nicht er-
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kannt. Dementsprechend gehen auch seine Erwägungen zum Ausschluß 
des Urlaubsanspruchs wegen Rechtsmißbrauchs fehl. Auch nach 
nochmaliger Prüfung besteht für den erkennenden Senat keine Ver­
anlassung, die erstmals im Urteil vom 28. Januar 1982 ,aaO, 
dargelegte Auffassung zu ändern.

Der Senat ist in diesem Urteil nicht davon ausgegangen, daß 
Ansprüchen eines Arbeitnehmers auf Urlaubsgewährung etwa grund­
sätzlich nicht der Einwand rechtsmißbräuchlichen Verhaltens ent­
gegengesetzt werden könnte (das übersieht z.B. Buchner, aaO), 
sondern hat vielmehr geprüft, ob außer den als Grundlage des 
Rechtsmißbrauchs genannten Fehlzeiten andere Tatsachen festge­
stellt waren, aus denen sich ein Ausschluß des Anspruchs auf Ur­
laubsgewährung hätte herleiten lassen. Dies traf nicht zu (vgl. 
Urteil vom 28. Januar 1982, aaO, zu II 2 c der Gründe). Anderer­
seits ist ein Gericht aber auch nicht befugt, beliebige Umstände 
als Rechtsmißbrauch zu behandeln. § 242 BGB als Grundlage des 
Rechtsmißbrauchseinwands ist keine allgemeine Billigkeitsnorm, 
der die Lösung aller neuen Rechtsprobleme entnommen werden könnte 
(vgl. Soergel/Siebert-Knopp, BGB, 10. Aufl., § 242 Rz 4). Wenn in 
der Kritik im Anschluß an die Ausführungen von Buchner, aaO, auf 
die Kontinuität der bisherigen Rechtsprechung und das "Gerech­
tigkeitsempfinden weiter Teile der Bevölkerung" (ArbG Reutlingen, 
BB 1984, 341) oder das "ungläubige Staunen ehrenamtlicher Richter 
gleich welcher Couleur" (ArbG Kassel, DB 1983, 178, 179) verwie­
sen wird, ist dies nicht geeignet, eine auch bei Anwendung von 
§ 242 BGB erforderliche Begründung zu ersetzen, die im übrigen 
nicht zu einer 5,n die Lehre vom Pechfcsmlßbrauch gehüllte Korrek-
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tur des geltenden Rechts führen darf (vgl. zutreffend Herschel,
Änm. zur Entscheidung des Senats vom 28. Januar 1982, AR-Blat- 
tei (D) Urlaub, Entscheidung Nr. 246; vgl. außerdem Herschel,
Anm. zur Entscheidung des Senats vom 26. Mai 1983 - 6 AZR 
273/82 -, EzA § 7 BUrlG Nr. 27). Selbst wenn die genannten Dar­
legungen gegen die Rechtsprechung des erkennenden Senats beacht­
lich sein könnten, hätte es dazu jeweils substantiierter, nach­
prüfbarer Feststellungen der Tatsachengerichte über die Voraus­
setzungen eines Rechtsmißbrauchs bedurft.

Das Landesarbeitsgericht hat sich hier mit dem Hinweis be­
gnügt , daß gegenüber jedem Recht auch der Einwand des Rechts­
mißbrauchs und der unzulässigen Rechtsausübung geltend gemacht 
werden könne; dies gelte auch für den Urlaubsanspruch eines Ar­
beitnehmers .

Einer Auseinandersetzung des erkennenden Senats mit der 
Meinung des Landesarbeitsgerichts, jedem Anspruch könne der Ein­
wand des Rechtsmißbrauchs entgegengesetzt werden, bedarf es 
nicht, da ihr aus weiteren Gründen nicht zu folgen ist. Das Lan­
desarbeitsgericht übersieht mit seinen Erwägungen, daß für die 
Annahme des Rechtsmißbrauchs die Merkmale genannt werden müssen, 
die notwendig sind, um den Einwand des Rechtsmißbrauchs gegenüber 
dem Anspruch der Klägerin als gegeben anzunehmen. Solche Merkmale 
nennt das Landesarbeitsgericht nicht, sondern schließt sich an 
die vom erkennenden Senat aufgegebene frühere Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts an, unterläßt es aber, die im übrigen da­
nach erforderliche Geaamtwürdigung aller Umstände des Einzelfalls
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vorzunehmen, die vom Fünften Senat des Bundesarbeitsgerichts für 
die Annahme des Rechtsmißbrauchs für unerläßlich gehalten worden 
ist (vgl. dazu die Nachweise im Urteil des erkennenden Senats 
vom 28. Januar 1982, aaO).

b) Nach der vom Landesarbeitsgericht für zutreffend gehaltenen 
früheren Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts war für die 
Behandlung des Urlaubsverlangens eines Arbeitnehmers als rechts­
mißbräuchlich ein zwischen geleisteter Arbeit und Urlaubsbegehren 
angenommenes Mißverhältnis entscheidend. Nur auf dieses angeb­
liche Mißverhältnis hat das Bundesarbeitsgericht in der Recht­
sprechung des Ersten und ihm folgend des Fünften Senats als An­
satzpunkt für den Ausschluß des Urlaubsanspruchs wegen Rechts­
mißbrauchs abgestellt.

In dem allgemein als Ausgangsentscheidung genannten Urteil 
des Ersten Senats des Bundesarbeitsgerichts vom 22. Juni 1956 
(BAG 3, 77, 79) hat dieser zunächst darauf hingewiesen, daß der 
Arbeitgeber der Arbeitnehmerin wegen deren vorangegangenen dau­
ernden Arbeitsunfähigkeit das Arbeitsverhältnis hätte fristlos 
kündigen können; die Möglichkeit, noch Urlaubsansprüche geltend 
zu machen, beruhe also auf dem rücksichtsvollen Verhalten der 
Beklagten gegenüber der erkrankten Klägerin. Unter diesen Um­
ständen könne es nicht ohne Bedeutung sein, wenn sich das Ver­
hältnis von Arbeitsleistung und Urlaub bis in die äußersten Mög­
lichkeiten eines Mißverhältnisses verschiebe, wenn also die Ar­
beitstage noch nicht einmal die abzugeltende Urlaubszeit er­
reichen. Hier fehle dem Urlaubsverlangen des Arbeitnehmers
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schlechthin jede noch vernünftige Beziehung zur Arbeitsleistung. 
Auch die Rücksichtnahme auf seine Mitarbeiter, die überwiegend 
das ganze Urlaubsjahr gearbeitet haben, noch mehr aber die Rück­
sichtnahme darauf, daß der Arbeitgeber nicht gekündigt habe, ge­
bieten dem Arbeitnehmer nach Auffassung des Senats, ein solches 
Verlangen zu unterlassen.

Auf das Mißverhältnis zwischen Urlaubs- und Arbeitstagen 
stellen ohne weitere Erwägungen auch die folgenden Urteile ab. 
Dabei wird nicht unterschieden, ob die fehlende Arbeitsleistung 
auf Krankheit, Wehrdienst oder auch auf Beschäftigungsverboten 
nach dem Mutterschutzgesetz beruht hat (vgl. BAG Urteil vom 
22. Juni 1956 - 1 AZR 187/55 -, AP Nr. 13 zu § 611 BGB Ur­
laubsrecht ; Beschluß vom 26. Oktober 1955 - 1 AZR 23/53 AP 
Nr. 1 zu § 5 UrlaubsG Hamburg; Urteil vom 26. April I960 
- 1 AZR 364/58 -, AP Nr. 59 zu § 611 BGB Urlaubsrecht; später 
auch Fünfter Senat, Urteil vom 12. Januar 1967 - 5 AZR 321/66 -, 
AP Nr. 4 zu § 3 BUrlG Rechtsmißbrauch). Gegen die unterschieds­
lose Einbeziehung dieser auf unterschiedlichen Rechtsgrundlagen 
beruhenden Unterbrechungen der Arbeit in die "Mißverhältnis- 
rechnung” sprechen einmal die nicht miteinander zu vergleichenden 
Rechtsgründe für die zeitweilige Aufhebung der Arbeitspflichten. 
Zum anderen enthalten § 4 Abs. 1 Satz 1 ArbPlSchutzG und nunmehr 
für den Mutterschaftsurlaub § 8 d Satz 1 MuSchG Kürzungsmöglich­
keiten für den Anspruch auf Erholungsurlaub (jeweils 1/12 für 
jeden vollen Kalendermonat der Verhinderung). Die Einbeziehung 
solcher Fehlzeiten in die Beurteilung des Rechtsmißbrauchs wirkt 
sich für die betreffenden Arbeitnehmer doppelt negativ aus. Im
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übrigen enthält das Mutterschutzgesetz aus wohlerwogenen sozial­
politischen Gründen für die Zeit von Beschäftigungsverboten nach 
§§ 3, 4 und 6 MuSchG keine Kürzungsmöglichkeit für den Anspruch 
auf Erholungsurlaub. Für die Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit 
wären mit Rücksicht auf § 9 BUrlG nach der Auffassung vom Miß­
verhältnis zwischen Arbeit und Urlaubsanspruch eher gegenteilige 
Schlüsse zu ziehen als dies geschehen ist.

Nähere Ausführungen zum begrifflichen Inhalt des Rechtsmiß­
brauchs oder zur Ableitung dieses Einwands finden sich auch in 
den Entscheidungen des Fünften Senats des Bundesarbeitsgerichts 
nicht, der seit 1961 für das Urlaubsrecht zuständig war. Der 
Fünfte Senat hat der Auffassung des Ersten Senats lediglich das 
Abwägungserfordernis der "Gesamtumstände des Einzelfalls" hinzu­
gefügt (BAG Urteile vom 2. Mai 1961 - 5 AZR 478/60 - und vom 
27. September 1962 - 5 AZR 561/61 -, AP Nr. 82 und 87 zu § 611 
BGB Urlaubsrecht), dessen Prüfung durchaus ergeben könne, daß bei 
langdauernder Arbeitsunfähigkeit wegen unverschuldeter Krankheit 
oder wegen eines Arbeitsunfalls trotz geringer Arbeitsleitung 
Urlaub oder Urlaubsabgeltung zu gewähren sei. Nach Inkrafttreten 
des Bundesurlaubsgesetzes hat der Fünfte Senat an dieser Auffas­
sung festgehalten und sie auch für das Bundesurlaubsgesetz mit 
der Begründung für anwendbar erklärt, sie habe durch die seit dem 
Bundesurlaubsgesetz bestehende Rechtslage keine Änderung erfahren 
(BAG Urteil vom 23. Juni 1966 - 5 AZR 541/65 -, AP Nr. 2 zu § 3 
BUrlG Rechtsmißbrauch). Bis zur erneuten Änderung der Geschäfts­
verteilung für das Jahr 1978 hat der Fünfte Senat diese Recht­
sprechung beibehalten (BAG Urteil vom 16. August 1977 - 5 AZR
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1436/76 -, AP Nr. 10 zu § 3 BUrlG Rechtsmißbrauch).

Zusammengefaßt ergibt dieser Überblick, daß die Entschei­
dungen des Bundesarbeitsgerichts das rechtsmißbräuchliche Ur­
laubsverlangen nicht am Einwand des Rechtsmißbrauchs selbst mes­
sen, sondern das Vorliegen eines nicht näher bestimmten Mißver­
hältnisses als Rechtsmißbrauch bezeichnen, der je nach Einzelfall 
strenger oder milder zu beurteilen sei. Meisel (Anm. zu BAG AP 
Nr. 7 zu § 3 BUrlG Rechtsmißbrauch) hat dementsprechend darauf 
hingewiesen, daß als einziger Maßstab für den Einwand des 
Rechtsmißbrauchs gegenüber einem Urlaubsanspruch das Mißverhält­
nis zwischen geleisteter Arbeit und beanspruchtem Urlaub im Ur­
laubsjahr übrig bleibe.

Trotz der Verneinung einer Wechselwirkung von geleisteter 
Arbeit und Urlaubsverlangen für das Entstehen und den Bestand des 
Urlaubsanspruchs hat das Bundesarbeitsgericht in den genannten 
Urteilen dennoch ein angebliches Mißverhältnis für den Fall nur 
geringer Arbeitsleistung angenommen. Dieses "Mißverhältnis" wird 
sodann ohne weiteres als Rechtsmißbrauchstatbestand bezeichnet, 
der -vorbehaltlich der Prüfung "aller Umstände des Einzelfalls"- 
geeignet sei, den Urlaubsanspruch zu vernichten.

Das ist widersprüchlich. Der erkennende Senat hat schon in 
seinem Urteil vom 28. Januar 1982, aaO, darauf hingewiesen, daß 
der Urlaubsanspruch in seiner Entstehung nicht von geleisteter 
Arbeit abhängig ist und demzufolge auch nicht wegen Nichfcleistung 
der Arbeit als rechtsmißbräuchlich ausgeschlossen sein kann. Wird
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von der Begriffsvertauschung zwischen Mißverhältnis und Rechts­
mißbrauch abgesehen, bleibt damit die Behauptung des Ausschlusses 
wegen eines Mißverhältnisses bestehen, das seinerseits nicht nach 
Merkmalen begründet wird und auch nicht begründbar ist.

Die Einbeziehung von Fehlzeiten einer Arbeitnehmerin während 
der Mutterschutzfrist als leistungsmindernd für die Gewährung von 
Jahressonderleistungen hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsge­
richts inzwischen grundsätzlich ausgeschlossen (Urteile vom 
13. Oktober 1982 - 5  AZR 370/80 - und - 5 AZR 401/80 beide 
zur Veröffentlichung vorgesehen). Danach darf die Zeit der Mut­
terschutzfrist sich nicht lohnmindernd auswirken, eine jährlich 
zu zahlende Jahressonderleistung wegen Fehlzeiten, die durch die 
Inanspruchnahme der Mutterschutzfristen (§3 Abs. 2 und § 6 
Abs. 1 MuSchG) entstehen, auch durch Regelungen in einem Tarif­
vertrag nicht anteilig gekürzt werden. Entsprechend hatte der 
Fünfte Senat schon zuvor die Berücksichtigung krankheitsbedingter 
Fehlzeiten bei der Gewährung von Anwesenheitsprämien wegen Ver­
stoßes gegen das Lohnfortzahlungsgesetz für unwirksam erklärt 
(BAG Urteil vom 19. Mai 1982 - 5 AZR 466/80 -, AP Nr. 12 zu 
§611 BGB Anwesenheitsprämie). Unter diesen Umständen hätte auch 
vom Standpunkt des Landesarbeitsgerichts Veranlassung bestanden, 
jedenfalls die Fehlzeiten der Klägerin, die aus krankheitsbe­
dingten Gründen nicht gearbeitet hat, differenzierend zu beur­
teilen. Unter Berücksichtigung dieser geänderten Rechtsprechung, 
die auf Leistungen im Gegenseitigkeitsverhältnis also auf Haupt­
pflichten der Arbeitsvertragsparteien bezogen ist, sind der Auf­
fassung des Landesarbeitsgerichts unabhängig von der Rechtspre-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 18 -

chung des erkennenden Senats die Grundlagen entzogen.

5. Auch wenn entgegen der Auffassung des erkennenden Senats 
mit dem Landesarbeitsgericht davon ausgegangen werden könnte, daß 
Fehlzeiten eines Arbeitnehmers im Urlaubsjahr dennoch als Grund­
lage für den Ausschluß des Urlaubsanspruchs in Betracht kommen, 
scheidet hier der Einwand des Rechtsmißbrauchs aus, weil auch im 
übrigen die Voraussetzungen, die der Fünfte Senat des Bundesar­
beitsgerichts für diesen Einwand in rechtlicher Hinsicht ange­
nommen hat, nicht zutreffen.

a) Die frühere Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts hat den 
auf Fehlzeiten des Arbeitnehmers infolge Krankheit gegründeten 
Einwand des Arbeitgebers gegenüber dem Urlaubsanspruch des Ar­
beitnehmers dem sog. institutionellen Rechtsmißbrauch zugeordnet 
(vgl. im Anschluß an die vorangegangene Rechtsprechung die Ur­
teile vom 2. Mai 1961 - 5 AZR 478/60 -, AP Nr. 82 zu § 611 BGB 
Urlaubsrecht; wörtlich damit übereinstimmend vom 27. September 
1962 - 5 AZR 561/61 -, AP Nr. 87 zu § 611 BGB Urlaubsrecht; vom 
18. Februar 1963 - 5 AZR 357/62 -, AP Nr. 88 zu § 611 BGB Ur­
laubsrecht und vom 23. Juni 1966 - 5 AZR 541/65 -, AP Nr. 2 zu 
§ 3 BUrlG Rechtsmißbrauch). Dies entsprach auch der Auffassung im 
arbeitsrechtlichen Schrifttum (vgl. z.B. Larenz, Anm. zur 
Entsch. des BAG vom 2. Mai 1961 - 5 AZR 478/60 -, SAE 1962, 63; 
Isele, Anm. zu AP Nr. 2 zu § 3 BUrlG Rechtsmißbrauch; 
Neumann-Duesberg, Anm. zu AP Nr. 3 zu § 3 BUrlG Rechtsmiß­
brauch ; Thiele, Anm. zu AP Nr. 6 zu § 3 BUrlG Rechtsmißbrauch) 
und ist ebenso von der Kritik gegen die Rechtsprechung des er-
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kennenden Senats vorgebracht worden (vgl. z.B. Franke, DB 
1983, 1036, 1039).

Als "institutioneller Reehtsmißbraueh" wird die Ausübung von 
Ansprüchen außerhalb ihres sozialen Schutzzwecks oder des 
Schutzbereichs der anspruchsbegründenden Norm aufgefaßt (vgl. 
dazu Thiele, Anm. zu AP Nr. 6 zu § 3 BUrlG Rechtsmißbrauch; 
Franke, DB 1983, 1036, 1039; Staudinger/J. Schmidt, BGB,
12. Aufl., I 242 Rz 689; Boldt, Anm. zu AP Nr. 11 zu § 3
BUrlG Rechtsmißbrauch; Soergel/Siebert-Knopp, aaO, § 242 Rz 249
ff.).

Der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts hatte in den Ur­
teilen vom 2. Mai 1961, aaO, und wörtlich damit übereinstimmend 
vom 27. September 1962, aaO, ausgeführt, der Sinn des Urlaubs­
anspruchs bzw. des Urlaubsabgeltungsanspruchs gehe dahin, dem 
Arbeitnehmer zu ermöglichen, sich von geleisteter Arbeit zu er­
holen und sich für neue Arbeit zu kräftigen (vgl. ebenso BAG vom 
18. Februar 1963, aaO). Dies hat der Fünfte Senat als sozialen 
Schutzzweck für die Beurteilung des Rechtsmißbrauchs herangezogen 
und hieran das "Erholungsbedürfnis" des Arbeitnehmers gemessen.
Im Urteil vom 23. Juni 1966, aaO, hat der Fünfte Senat erklärt, 
daß er an den von ihm vertretenen Rechtsgrundsätzen zum Rechts- 
mißbraueh festhalte, die durch die seit dem Inkrafttreten des 
BUrlG bestehende Rechtslage keine Änderung erfahren habe und hat 
auf sie in den folgenden Entscheidungen (Urteile vom 12. Januar 
1967 - 5 AZR 321/66 -, AP Nr. 4 zu § 3 BUrlG Rechtsmißbrauch; 
vom 22. April 1972 - 5 AZR 499/71 -, AP Nr. 6 zu § 3 BUrlG
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Rechtsmißbrauch und vom 16. August 1977 - 5 AZR 273/76 - und 
- 5 AZR 436/76 -., AP Nr. 9, 10 zu § 3 BUrlG Rechtsmißbrauch) ohne 
weitere Stellungnahme verwiesen. Im Urteil vom 6. Juni 1968 
(- 5 AZR 410/67 -, AP Nr. 5 zu § 3 BUrlG Rechtsmißbrauch) hat 
der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts zwar das von ihm bis­
her als Anspruchsvoraussetzung genannte individuelle Erholungs­
bedürfnis aufgegeben, aber gleichwohl für den Ausschluß des 
Rechtsmißbrauchs an diesem Merkmal festgehalten. Auch auf die 
darin liegende Widersprüchlichkeit hat der erkennende Senat im 
Urteil vom 28. Januar 1982, aaO, hingewiesen.

Der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts hat im übrigen 
zwar durchgängig an dem von ihm angenommenen Urlaubszweck fest­
gehalten, ihn aber je nach Sachlage anders angewandt: Wenn ein 
Arbeitnehmer etwa nach vorangegangener Arbeitsunfähigkeit als 
erwerbsunfähig aus dem Arbeitsleben ausgeschieden war, behielt er 
nach Auffassung des Fünften Senats dennoch den Urlaubsabgel­
tungsanspruch, obwohl eine Kräftigung für zukünftige Arbeit in 
einem solchen Fall nicht in Betracht kommen konnte (vgl. z.B. 
Urteil vom 6. Juni 1968, aaO; hierzu: Urteil des erkennenden 
Senats vom 23. Juni 1983 - 6 AZR 180/80 -, zur Veröffentlichung 
in der Fachpresse bestimmt).

b) Das Bundesurlaubsgesetz geht nicht von dem vom Fünften Senat 
des Bundesarbeitsgerichts zugrundegelegten Zweck, sondern von 
einem davon verschiedenen Inhalt des Urlaubsanspruchs aus. Ent­
gegen der Kritik von Boldt, aaO, ist nach dem schriftlichen Be­
richt des Bundestagsausschusses für Arbeit (BT-Drucksache IV/785)
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der "vorgelegte Entwurf ferner von dem sozialpolitischen Anliegen 
bestimmt, die gesetzliche Mindestdauer des Urlaubs, der der Er­
haltung und Wiederauffrischung der Arbeitskraft dient, angemessen 
zu erhöhen”. Diese Formulierung entspricht der Begründung des von 
der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Bundesur­
laubsgesetzes (BT-Drucksache IV/207): "Das weitere sozialpoli­
tische Anliegen des vorliegenden Entwurfs ergibt sich aus der 
Zweckbestimmung des den Arbeitnehmern gewährten Erholungsurlaubs, 
nämlich der Erhaltung und Wiederauffrischung ihrer Arbeitskraft 
zu dienen."

Damit liegt dem Bundesurlaubsgesetz nicht die vom Fünften 
Senat vertretene Auffassung zugrunde, daß der Urlaub u.a. der 
Erholung von geleisteter Arbeit diene, sondern er ist lediglich 
auf die Erhaltung und Wiederauffrischung der Arbeitskraft abge­
stellt worden. Der Urlaubsanspruch ist demnach vom Gesetz nicht 
an vorherige Arbeitsleistungen des Arbeitnehmers geknüpft, son­
dern wird als gesetzlich bedingte soziale Mindestleistung des 
Arbeitgebers zur Erhaltung und Wiederauffrischung der Arbeits­
kraft des bei ihm beschäftigten Arbeitnehmers aufgefaßt, der 
ebenso wie der Lohnfortzahlungsanspruch im Krankheitsfall im ge­
setzlich geregelten Umfang unabdingbar und unentziehbar ist. Der 
Inhalt des Urlaubs nach dem Bundesurlaubsgesetz ist damit die 
gesetzlich gesicherte Möglichkeit für einen Arbeitnehmer, die ihm 
eingeräumte Freizeit selbstbestimmt zur Erholung zu nutzen. Der 
Urlaubsanspruch eröffnet dem Arbeitnehmer in den Grenzen von § 8 
BUrlG die freie Verfügbarkeit über seine Urlaubszeit (vgl. dazu 
schon BAG 12, 311 = AP Nr. 1 zu § 611 BGB Urlaub und Kur mit
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Anm. von Zöllner). Er ist in seinem Bestand zeitlich an das Ka­
lenderjahr sowie ggf. an den Übertragungszeitraum geknüpft 
(vgl. Urteil des erkennenden Senats vom 13. Mai 1982, aaO, zu­
stimmend Bachmann, aaO, § 7 Rz 112 - 115 m.w.N.).

Entfällt damit die Bindung an die für den Ausschluß des 
Rechtsmißbrauchs geforderte vorherige Arbeitsleistung, kann das 
Urlaubsverlangen eines Arbeitnehmers, der an der Erbringung sei­
ner Arbeitsleistung infolge Krankheit gehindert war, nicht als 
Anspruchsausübung außerhalb des Urlaubszwecks unzulässig sein, 
sondern ist durch die soziale Schutzfunktion gedeckt, die das 
Bundesurlaubsgesetz für den gesetzlichen Mindesturlaub gewähr­
leistet .

Daß dem Urlaubsanspruch hier ein vorwerfbares Verhalten der 
Klägerin entgegenstehe ("individueller Rechtsmißbrauch") oder daß 
Tatsachen für andere dem Rechtsmißbrauch zugeordnete Fallgruppen 
gegeben seien, macht die Beklagte ersichtlich nicht geltend. Das 
Landesarbeitsgericht hat hierzu auch keine Tatsachenfeststellun­
gen getroffen.

6. Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses standen der Klä­
gerin damit 18 Werktage (= 15 Arbeitstage) Urlaub zu. Da die 
Parteien das Arbeitsverhältnis zum 31. Oktober 1982 beendet 
haben, ist der Urlaub abzugelten.

Entgegen der Auffassung der Revisionsbeklagten steht dem 
Anspruch auf Abgeltung nicht etwa das Urteil des erkennenden Se-
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nats vom 23• Juni 1983 (- 6 AZR 180/80 -, zur Veröffentlichung 
in der Fachpresse vorgesehen) entgegen. Danach entsteht ein Ur­
laubsabgeltungsanspruch i.S. von § 7 Abs. 4 BUrlG nicht, wenn 
ein Arbeitnehmer nach dauernder Arbeitsunfähigkeit aus dem Ar­
beitsverhältnis ausscheidet, ohne die Arbeitsfähigkeit wiederer­
langt zu haben. Diese Voraussetzungen liegen für die Klägerin 
nicht vor. Im Gegensatz zu dem mit Urteil vom 23. Juni 1983, 
aaO, entschiedenen Rechtsstreit, in dem ein Abgeltungsanspruch 
deshalb zu verneinen war, weil der Kläger bis zum Ausscheiden 
arbeitsunfähig krank war und danach Erwerbsunfähigkeitsrente er­
hielt, war die Klägerin dieses Rechtsstreits bei Ausscheiden aus 
dem Arbeitsverhältnis arbeitsfähig (seit 22. Oktober 1982). Sie 
erhält seit 1. November 1982 Altersruhegeld nach § 25 Abs. 3 
AVG. Eine Arbeitsunfähigkeit ist damit nicht verbunden.

7. Der Urlaubsanspruch der Klägerin ist damit abzugelten. Da 
sie bereits von der Beklagten die Vergütung für sechs Arbeitstage 
als Abgeltung auf den Urlaubsansprüch 1982 erhalten hat, ver­
bleibt ein Anspruch von neun Arbeitstagen. Nach der in §§ 12 b,
15 MTV enthaltenen Berechnungsregel stehen der Klägerin damit 
noch bei einer sich für einen Urlaubstag unstreitig ergebenden 
Vergütung von 149,Ml DM insgesamt 1.344,69 DM zu. In dieser Höhe 
ist die Klage begründet.

Dr. Auffarth Dr. Jobs Dr. Leinemann
Mergenthaler Mayer

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	Im Namen des Volkes!

	Urteil

	a)	...



